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Bundesgesetz über die Transparenz juristischer Personen und die 
Identifikation der wirtschaftlich berechtigten Personen: Neue 
Pflichten und Auswirkungen für Rechtseinheiten in der Schweiz 
und im Ausland 

Einleitung 

Das neue Bundesgesetz über die Transparenz juristischer 

Personen und die Identifikation der wirtschaftlich berech-

tigten Personen (Transparenzgesetz, TJPG) führt strenge 

Massnahmen zur Stärkung der Transparenz von Rechtsein-

heiten in der Schweiz ein. Dieses Gesetz, das kürzlich vom 

Schweizer Parlament verabschiedet wurde, ist Teil der Be-

kämpfung von Geldwäscherei, organisierter Kriminalität 

und Terrorismusfinanzierung und wird neue Pflichten zur 

Identifizierung, Überprüfung und Meldung der wirtschaft-

lich berechtigten Personen von Rechtseinheiten in der 

Schweiz und in gewissem Umfang auch von Rechtseinhei-

ten im Ausland mit sich bringen. Das Gesetz sieht auch die 

Einrichtung eines zentralen Registers der gemeldeten wirt-

schaftlich berechtigten Personen vor.  

Das TJPG wird durch eine Verordnung des Bundesrats 

(Verordnung über die Transparenz juristischer Personen 

und die Identifikation der wirtschaftlich berechtigten Per-

sonen, TJPV) ergänzt, welche noch finalisiert werden muss.  

Das Gesetz soll in der zweiten Hälfte des Jahres 2026 in 

Kraft treten. 

Anwendungsbereich und Ausnahmen  

Das TJPG gilt in erster Linie für Gesellschaften nach 

schweizerischem Recht (wie Aktiengesellschaften, Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaften und 

Investmentvehikel) sowie für juristische Personen auslän-

dischen Rechts mit einer im Handelsregister eingetragenen 

Zweigniederlassung, einer tatsächlichen Verwaltung oder 

Eigentum an einem Grundstück in der Schweiz. 
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Trustees, die ihren Wohnsitz oder Sitz in 

der Schweiz haben oder Trusts in der 

Schweiz verwalten, sind ebenfalls betrof-

fen, sofern sie nicht bereits dem Geldwä-

schereigesetz (GwG) unterstehen.  

Ausgenommen vom Anwendungsbereich 

des TJPG sind ganz oder teilweise börsen-

kotierte juristische Personen sowie Toch-

tergesellschaften, die direkt oder indirekt 

zu mehr als 75 % von einer oder mehreren 

börsenkotierten Gesellschaften gehalten 

werden. Zudem sind berufliche Vorsorge-

einrichtungen sowie juristische Personen, 

deren Beteiligungsrechte direkt oder in-

direkt zu mindestens 75 % von Gemein-

wesen gehalten werden, ausgenommen. 

Das Schweizer Parlament hat beschlos-

sen, Vereine, Stiftungen und Treuhand-

verhältnisse dem TJPG ebenfalls nicht zu 

unterstellen. 

Identifizierungs- und Meldungs-

pflichten von Gesellschaften 

Das Gesetz verpflichtet Gesellschaften 

nicht nur zur Identifizierung, sondern 

auch zur Überprüfung der Identität ihrer 

wirtschaftlich berechtigten Personen. Als 

solche gilt jede natürliche Person, die al-

lein oder in gemeinsamer Absprache mit 

Dritten letztendlich die Kontrolle über die 

Gesellschaft ausübt. Gemäss dem Ent-

wurf der TJPV wird eine Gesellschaft von 

einer natürlichen Person kontrolliert, 

wenn diese direkt oder indirekt mindes-

tens 25 % des Kapitals oder der Stimm-

rechte hält oder die Kontrolle auf andere 

Weise wie bspw. durch Vetorechte oder 

das Recht zur Wahl der Mehrheit der Mit-

glieder des Verwaltungsrats ausübt. 

Wichtig: Wenn keine natürliche Person 

die Kriterien der wirtschaftlich berechtig-

ten Person erfüllt, gilt das oberste Mit-

glied des leitenden Organs der Gesell-

schaft als wirtschaftlich berechtigte Per-

son. Mit anderen Worten: Jede Gesell-

schaft wird eine wirtschaftlich berechtigte 

Person melden müssen.  

Zu den zu erfassenden Informationen ge-

hören Name, Vorname, Geburtsdatum, 

Staatsangehörigkeit, Adresse, Wohnsitz-

staat sowie Art und Umfang der Kon-

trolle. Handelt es sich bei der kontrollie-

renden Anteilsinhaberin um eine börsen-

kotierte Gesellschaft, müssen als Infor-

mationen nur die Firma der Gesellschaft, 

deren Sitz und die Einzelheiten der Kotie-

rung erfasst werden. 

Gesellschaften müssen die erfassten In-

formationen dokumentieren, auf dem 

neuesten Stand halten und bis zehn Jahre 

nach Verlust der Eigenschaft als wirt-

schaftlich berechtigte Person aufbewah-

ren. Sie müssen die Informationen aus-

serdem innerhalb eines Monats nach Ein-

tragung der Gesellschaft in das Handels-

register oder nach der Unterstellung un-

ter das Gesetz sowie jede Änderung inner-

halb eines Monats nach Kenntnisnahme 

dem Transparenzregister melden.  

Ist die Gesellschaft nicht in der Lage, die 

wirtschaftlich berechtigten Personen zu 

identifizieren oder deren Identität oder 

Eigenschaft als wirtschaftlich berechtigte 

Personen zu überprüfen, muss sie diese 
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Tatsache und die unternommenen 

Schritte dokumentieren. Sie muss die Si-

tuation zusammen mit allen sachdienli-

chen Informationen, einschliesslich des 

Namens des obersten Mitglieds ihres lei-

tenden Organs, dem Transparenzregister 

melden. 

Pflichten von Anteilsinhaberinnen 

und Anteilsinhabern, wirtschaft-

lich berechtigten Personen und 

Dritten 

Sobald eine Anteilsinhaberin oder ein An-

teilsinhaber Gesellschaftsanteile hält, 

welche die Kontrolle über eine Gesell-

schaft ermöglichen, muss die Anteilsin-

haberin oder der Anteilsinhaber die zur 

Meldung an das Transparenzregister rele-

vanten Informationen der Gesellschaft 

innerhalb eines Monats melden. Innert 

gleicher Frist muss jede Änderung von re-

levanten Informationen der Gesellschaft 

gemeldet werden, nachdem die Anteilsin-

haberin oder der Anteilsinhaber davon 

Kenntnis erhalten hat.  

Die wirtschaftlich berechtigten Personen 

selbst müssen ihre Identität den Anteils-

inhaberinnen oder den Anteilsinhabern, 

die die entsprechenden Aktien halten, 

oder, wenn die Kontrolle über mehrere 

Gesellschaften oder Personen ausgeübt 

wird, der Gesellschaft mitteilen. Jede Än-

derung der relevanten Informationen 

muss innerhalb eines Monats gemeldet 

werden.  

Kontrollierende Anteilsinhaberinnen 

oder Anteilsinhaber, wirtschaftlich 

berechtigte Personen und Dritte, die in 

der Kontrollkette eingebunden sind, sind 

verpflichtet, bei der Überprüfung der 

Identität der wirtschaftlich berechtigten 

Person mitzuwirken.  

Pflichten von juristischen Personen 

ausländischen Rechts 

Juristische Personen ausländischen 

Rechts, die unter den Anwendungsbe-

reich des TJPG fallen, sowie deren Anteil-

sinhaberinnen und Anteilsinhaber und 

wirtschaftlich berechtigte Personen müs-

sen der Verpflichtung zur Meldung und 

Registrierung der Identität der wirt-

schaftlich berechtigten Personen nach-

kommen und eine Vertreterin oder einen 

Vertreter oder ein Zustellungsdomizil in 

der Schweiz bezeichnen. Eine ausländi-

sche juristische Person, die zum ersten 

Mal ein Grundstück in der Schweiz er-

wirbt und somit unter den Anwendungs-

bereich des TJPG fällt, muss bei der An-

meldung zur Eintragung in das zustän-

dige Grundbuch einen Nachweis ihrer 

Eintragung im Transparenzregister vorle-

gen. 

Darüber hinaus müssen ausländische ju-

ristische Personen und Rechtseinheiten, 

die ihre tatsächliche Verwaltung in der 

Schweiz haben, ein Verzeichnis ihrer In-

haberinnen und Inhaber an ihrem tat-

sächlichen Verwaltungssitz aufbewahren.  

Transparenzregister:  Organisa-

tion, Zugang und Kontrolle 

Das vom Bundesamt für Justiz geführte 

und vom Eidgenössischen Finanz-
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departement beaufsichtigte Transparenz-

register wird Informationen über gemel-

dete wirtschaftlich berechtigte Personen 

zentralisieren. Meldungen müssen elekt-

ronisch erfolgen. In einigen wenigen Fäl-

len kann die Meldung über das zustän-

dige Handelsregisteramt erfolgen, wobei 

in diesem Fall besondere Vorschriften 

gelten. 

Das Transparenzregister ist nicht öffent-

lich zugänglich. Es kann nur von Auf-

sichtsbehörden, Strafverfolgungs-, 

Steuer- und Verwaltungsbehörden sowie 

Finanzintermediären und Beratern im 

Rahmen ihrer Sorgfaltspflichten gemäss 

dem GwG online eingesehen werden.  

Die registerführende Behörde kontrol-

liert die ihr übermittelten Informationen 

und überprüft die Identität der gemelde-

ten Personen. Sie überprüft auch, ob die 

dem TJPG unterstehenden Rechtseinhei-

ten die vorgeschriebenen Meldungen vor-

genommen haben. 

Vereinfachte Regeln für bestimmte 

Arten von juristischen Personen 

Der Entwurf der TJPV sieht ein verein-

fachtes Meldeverfahren für Gesellschaf-

ten mit beschränkter Haftung (jedoch 

nur, wenn alle Gesellschafterinnen und 

Gesellschafter natürliche Personen sind, 

alle wirtschaftlich berechtigten Personen 

zugleich Gesellschafterinnen oder Gesell-

schafter sind und sie die Gesellschaft mit-

tels einer Beteiligung am Kapital kontrol-

lieren) und Aktiengesellschaften mit ei-

ner Alleinaktionärin oder einem 

Alleinaktionär (jedoch nur, wenn diese 

oder dieser eine natürliche Person sowie 

die einzige wirtschaftlich berechtigte Per-

son und das einzige Mitglied des Verwal-

tungsrats ist) vor. 

Sanktionen und Massnahmen bei 

Nichteinhaltung  

Das TJPG sieht strafrechtliche Sanktio-

nen von bis zu CHF 500'000.– für vor-

sätzliche Verletzungen der Meldepflich-

ten vor. Bei wiederholten Verletzungen 

kann die Aufsichtsbehörde die Mitwir-

kungs- und Vermögensrechte der Anteil-

sinhaberin oder des Anteilsinhabers (wie 

Stimmrechte und das Recht auf Dividen-

den) suspendieren oder sogar die Auflö-

sung der betreffenden Gesellschaft an-

ordnen.  

Übergangsbestimmungen  

Übergangsbestimmungen gewähren be-

stehenden Gesellschaften eine Anpas-

sungsfrist für die Meldung ihrer wirt-

schaftlich berechtigten Personen: 

- Schweizerische juristische Personen, 

bei denen alle wirtschaftlich berechtig-

ten Personen als Gesellschafterinnen 

oder Gesellschafter oder als Organ im 

Handelsregister eingetragen sind: 

Meldung spätestens zwei Jahre nach 

Inkrafttreten des TJPG; 

- Andere schweizerische juristische Per-

sonen: Meldung innerhalb gestaffelter 

Fristen von drei bis sechs Monaten 

nach Inkrafttreten des TJPG, je nach 

ihrer Grösse und Rechtsform; 
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- Alle schweizerischen juristischen Per-

sonen, ungeachtet der oben genannten 

Bestimmungen: Meldung innerhalb ei-

nes Monats nach der ersten Änderung 

ihres Handelsregistereintrags nach In-

krafttreten des TJPG; 

- Juristische Personen ausländischen 

Rechts: Meldung innerhalb von sechs 

Monaten nach Inkrafttreten des TJPG. 

Andere Gesetzesänderungen 

Das TJPG wird von Änderungen mehre-

rer Gesetze begleitet, darunter das Obli-

gationenrecht, das GwG, das Kollektivan-

lagengesetz und andere sektorspezifische 

Gesetze, um die Kohärenz zu gewährleis-

ten. 

Am wichtigsten ist die Änderung des 

GwG, die Beraterinnen und Beratern wie 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

oder Notarinnen und Notare völlig neue 

Sorgfaltspflichten auferlegt. Diese Pflich-

ten beziehen sich auf die Identifizierung 

der Kundschaft und die Überprüfung ih-

rer wirtschaftlich berechtigten Personen 

im Zusammenhang mit bestimmten 

Rechtsgeschäften. 

Fazit  

Das TJPG markiert einen wichtigen Wen-

depunkt für die Transparenz von juristi-

schen Personen in der Schweiz. Gesell-

schaften sowie deren Anteilsinhaberin-

nen, Anteilsinhaber und wirtschaftlich 

berechtigte Personen müssen sich auf 

diese neuen Pflichten einstellen, ihre in-

ternen Prozesse anpassen und sich auf 

eine verstärkte Aufsicht vorbereiten. Die 

Einrichtung des Transparenzregisters 

und die Ausweitung der Sorgfaltspflich-

ten sind Teil einer internationalen Dyna-

mik im Kampf gegen Finanzkriminalität 

und erfordern eine erhöhte Wachsamkeit 

aller Wirtschaftsakteure. 


